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Antrag 

des Abg. Stephen Brauer u. a. FDP/DVP 

 

Bekämpfung der Steuerhinterziehung und Steuermehrergebnis aufgrund von Be-

triebsprüfungen, Steuerfahndungen sowie „Sonderaktionen“ 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. wie viele  

a) Betriebsprüferinnen und -prüfer, 

b) Betriebsprüfungen, 

c) sowie dadurch generiertes Steuermehrergebnis 

es in den Jahren 2019 bis 2023 in Baden-Württemberg jeweils gegeben hat; 

 

2. wie viele  

a) Steuerfahnderinnen und -fahnder, 

b) Fahndungsprüfungen, 

c) sowie dadurch generiertes Steuermehrergebnis, Geldstrafen, Geldauflagen und Bußgelder 

es in den Jahren 2019 bis 2023 in Baden-Württemberg jeweils gegeben hat; 

 

3. inwiefern eine Ausweitung der Aktivitäten und/oder eine Aufstockung des Personals ein noch höheres 

Mehrergebnis und damit auch höhere Steuergerechtigkeit für Baden-Württemberg generieren könnte; 

 

4. inwiefern das Land Baden-Württemberg in den 2019 bis 2023 spezifische Informationen zu Steuerhin-

terziehung oder -vermeidung käuflich erworben hat (Stichwort „Steuer-CDs“) oder solche Informati-

onen von anderen Bundesländern oder dem Bund erhalten hat; 

 

5. auf welche Art und Weise diese Informationen verwertet wurden, bitte mit Informationen zu dadurch 

generiertem oder noch erwartetem Steuermehrergebnis; 

 

6. was in den Jahren 2019 bis 2023 die Schwerpunkte und wichtigsten Aktivitäten der Zentralen Son-

dereinheit für Steueraufsicht (kurz SES), welche bei der Steuerfahndungsstelle des Finanzamts Karls-

ruhe-Durlach angesiedelt ist, waren; 

 

7. welches Steuermehrergebnis durch die SES in den Jahren 2019 bis 2023 jeweils insgesamt sowie durch 

die in Ziffer 6 erfragten Schwerpunkte oder wichtigsten Aktivitäten generiert werden konnten; 

 

8. welche Daten sie zu (potenziellen) Steuerhinterziehungen (direkt, oder indirekt von anderen Ländern 

oder dem Bund) von internationalen Online-Plattformen wie beispielsweise AirBnB, Ebay, etc., in den 

letzten fünf Jahren erhalten hat; 

 

9. auf welche Art und Weise diese Daten mit welchen Ergebnissen ausgewertet wurden, insbesondere mit 

welchem Steuermehrergebnis oder gar mit welchen Strafverfahren; 

 



10. welches Steuermehrergebnis durch die sogenannten Paradise- und Panama-Papers in Baden-Württem-

berg generiert werden konnten, insbesondere durch die in der Drucksache 16/7183 aus 2019 als noch 

nicht ausgewertet bezeichneten Fälle; 

 

11. welche weitere spezielle größere Steuerfälle – vergleichbar mit den bereits genannten AirBnB-Daten, 

Panama-Papers oder Paradies-Papers – noch offen sind und ausgewertet werden müssen; 

 

12. welches mögliche Steuermehrergebnis dadurch in Baden-Württemberg noch entstehen könnte; 

 

13. welche Informationen, Annahmen oder Schätzungen sie hat, in welchem Umfang im Land Baden-

Württemberg Einnahmen durch Steuerhinterziehung entgehen und die o. g. Maßnahmen dies nicht ver-

hindern können; 

 

14. welche Maßnahmen notwendig sind, damit diese Steuerhinterziehung eingedämmt werden kann. 

 

 

6.5.2024 

 

Brauer, Bonath, Fischer, Birnstock, Haag, Haußmann, Heitlinger, Hoher, Dr. Jung, Dr. Kern, Reith, 

Dr. Schweickert FDP/DVP 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Im Land Baden-Württemberg entgeht dem Staat immer wieder ein höheres Steuermehrergebnis. Dies kann 

durch fehlerhafte Steuererklärungen oder auch bewussten Betrug und Steuerhinterziehung erfolgen. Eine 

besondere Rolle spielen dabei großangelegte Betrugsaktivitäten wie beispielsweise die Panama-Papers oder 

Paradise-Papers oder systematische Steuervermeidung über Online-Plattformen im Ausland. Auch zu die-

sem Zweck hat das Land bereits 2014 die Zentralen Sondereinheit für Steueraufsicht (kurz SES) beim Fi-

nanzamt Karlsruhe-Durlach eingerichtet. Über die Ergebnisse wurden auch vereinzelt in den Medien be-

richtet, bspw. zu Steuereinnahmen aus AirBnB-Vermietungen bei Spiegel Online am 25. Februar 2023 

(„Fiskus prüft Versteuerung von Airbnb-Einnahmen“). 

 

Die Antragsteller interessieren sich über den Umfang der Aktivitäten zur Bekämpfung der Steuerhinterzie-

hung, das dadurch generierte Steuermehrergebnis sowie noch offene, zu bearbeitende Aufgaben, um wei-

tere Steuerhinterziehung vermeiden zu können. 


